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Ansichtssache

Von Kuno Schedler

I
n der Schweiz und in Deutschland
wird gegenwärtig über eine Neugestal-
tung der öffentlichen Rechnungsle-

gung diskutiert. Dies allerdings mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten. In Deutsch-
land steht der (längst fällige) Übergang
von der Kameralistik auf die Doppik im
Zentrum der praktischen Umsetzung. In
der schweizerischen Bundesverwaltung
und im Kanton Zürich steht die Einfüh-
rung der International Public Sector Ac-
counting Standards (IPSAS) im Fokus.
Denn, das ist wesentlich zu wissen, die
Schweizer kennen die Doppik schon seit
Ende der Siebzigerjahre und arbeiten ohne
nennenswerte Probleme in diesem System.

IPSAS als Orientierungsrahmen

Warum soll nun dennoch eine Modernisie-
rung des doppischen Systems in der
Schweiz erfolgen? Die Gründe sind für
den Bund und den Kanton Zürich unter-
schiedlich. Der Bundesrat (das ist die Bun-
desregierung in der Schweiz) hat vor eini-
ger Zeit beschlossen, für das Rechnungs-
wesen einheitlich SAP einzuführen. Aus
einer unüberschaubaren Fülle unterschied-
lichster Systeme in den Verwaltungsein-
heiten werden sämtliche Daten in ein ein-
heitliches, integriertes System migriert.
Diese Gelegenheit nimmt der Bundesrat
nun beim Schopf und setzt gleichzeitig ein
neues Rechnungsmodell auf. Bei der Er-
arbeitung dieses Modells wurden – nicht
zuletzt mangels anderer Standards – die
IPSAS als Orientierungsrahmen einge-

setzt. Ziel der Reform ist es, mehr Trans-
parenz in die finanzielle Steuerung zu
bringen und gleichzeitig die (aus der Ka-
meralistik stammende) Kreativität der Fi-
nanzpolitik in Bezug auf Rechnungsle-
gung so weit wie möglich einzudämmen.
Das Prinzip des „true and fair“ steht nun
an oberster Stelle bei der Bewertung von
Aktiva und Passiva des Bundes.

Innerhalb der Verwaltung wird ein ab-
gestuftes System einer entscheidungsori-
entierten Teilkostenrechnung eingeführt,
Dies ermöglicht – falls notwendig – auch
die Berechnung von „Vollkosten“. Letzte-
re sind allerdings in der Regel nicht geeig-
net für Führungsentscheide, da sie die Dy-
namik des Kostenverlaufs nicht abzubil-
den vermögen. Dennoch lieben Schweizer
Politiker den Begriff der „Vollkosten“. Er
trägt die Illusion in sich, die „wahren“
Kosten der Verwaltungsleistung auszuwei-
sen. Ein Irrtum, der fatale Folgen für die
Glaubwürdigkeit der Kostenrechnung ha-
ben wird. 

Die realen Kosten verhalten sich in ei-
nem Umfeld mit hohen Fixkosten nicht so,
wie es die Vollkostenrechnung vorgaukelt.
Hier stehen die Schweizer allerdings nicht
allein. Gleiches wird aus angloamerikani-
schen Ländern berichtet, und wenn ich die
Diskussion in Deutschland richtig beurtei-

le, so wird auch hierzulande allzu schnell
nach „vollen“ Kosten gerufen. Im Zen-
trum jeder Kostenberechnung steht die
Entscheidungsrelevanz: Nur wenn ich
weiß, zu welcher Frage ich eine Entschei-
dung fällen muss, kann ich die relevanten
Kosten berechnen.

Kein einheitliches Rechnungswesen

in den 26 Kantonen

Auf kantonaler Ebene steht die kleine
Schweiz mit ihren 26 Kantonen vor dem
Problem, dass sie über keine Standard Set-
ting Organisation verfügt. Das bedeutet:
niemand kann den Kantonen vorschreiben,
wie sie ihr Rechnungswesen auszugestal-
ten haben. Seit Ende der Siebzigerjahre
gelang es durch Absprachen, die kantona-
len Rechnungen einigermaßen zu harmo-
nisieren. Seit Mitte der Neunzigerjahre
weiß man, dass das „alte“ Rechnungsmo-
dell den Anforderungen einer Wirkungs-
orientierten Verwaltungsführung (WoV)
nicht mehr ganz genügt. Reformen wären
notwendig. 

Nun ist es aber so, dass nicht alle 26
Kantone die WoV umsetzen, und damit ist
der Reformbedarf sehr unterschiedlich.
Die Folge ist eine schleichende Disharmo-
nisierung zwischen jenen, die WoV umset-
zen, und jenen, die das alte (inputorientier-
te) Führungsmodell weiter anwenden. Der
größte Kanton der Schweiz (Zürich) hat
nun die Initiative ergriffen und entwickelt
sein Rechnungswesen an IPSAS orientiert
weiter. Die Erfahrung lehrt, dass die klei-
neren Kantone diesen Pfad früher oder
später ebenfalls einschlagen werden.

Und was geschieht in Deutschland?

Hier, so macht es den Eindruck, herrscht
ähnliche Vielfalt der Rechnungsmodelle
wie in der Schweiz. Auch hier täte es Not,
die dezentrale Entwicklung der Systeme
an einem gemeinsamen Orientierungs-
punkt auszurichten. Dieser Punkt könnten
die IPSAS sein, die allerdings in Einzel-
punkten an die deutschen Verhältnisse an-
zupassen wären. Nicht zuletzt wird auch
Deutschland, so wie die Schweiz, in eine
Phase der entharmonisierten Entwicklung
der Rechnungsmodelle eintreten, in der in
einer Art Wettbewerb der Ideen jene Mo-
delle obsiegen werden, die in der Praxis
den größten Nutzen stiften. Oder aber, und
auch hier besteht eine Parallele zur
Schweiz, die Anbieter von Rechnungsle-
gungssoftware setzen qua Marktmacht
Quasistandards fest. Man mag diese Vari-
ante mögen oder nicht, sie könnte auf je-
den Fall zu pragmatischen Lösungen füh-
ren. Ich meine, das Wichtigste ist im Mo-
ment, bei aller Liebe zur technischen Per-
fektion das Ziel nicht aus den Augen zu
verlieren. Stets gilt es, die Frage nach dem
Hauptzweck der öffentlichen Rechnungs-
legung zu stellen: erstens, die zeitgerechte
Bereitstellung entscheidungsrelevanter In-
formation und zweitens, die politische
Kontrolle über das Haushaltsgebaren der
Regierung und Verwaltung ermöglichen.
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IPSAS in der Schweiz: Bald auch Standard in deutschen Kommunen?

DAS WICHTIGSTE FÜR ÖPP
IST DAS GLEICHGEWICHT.

Chancen und Risiken müssen bei Öffentlich Privaten 
Partnerschaften ausbalanciert sein – sonst scheitern 
sie. Deshalb verteilen unsere Berater die Gewichte 
von Anfang an so, dass keine Schief lage entsteht. 

Wir schaffen Balance in ÖPP-Projekten – für öffent-
liche Auftraggeber und private Unternehmen – mit 
mehr als 320 Rechtsanwälten, Steuerberatern und 
Wirtschaftsprüfern.

Veranstaltungskalender März 2006 bis Mai 2006

Termin Titel Veranstaltungsort Informationen

21.-22.03. Staats- und Kommunalfinanzen – Deutsche Hochschule www.dhv-speyer.de
Analysieren, Konsolidieren, Optimieren für Verwaltungswissen-

schaften Speyer

22.-24.03. Betriebswirtschaftliches Weimar www.symposium-
Symposium Bau bau.de

28.03. PPP – Alternatives Realisierungs- Nürnberg www.kpmg.de
modell für Kommunen?

31.03. 3. Bayerisches Kommunikationsforum Nürnberg www.hvb.de

25.04. 5. Jahrestagung PPP Frankfurt www.convent.de

03.-04.05. ÖPNV 2006 Berlin www.euroforum.de

09.-11.05. KOMCOM SÜD Neue Messe Karlsruhe www.komcom.de

10.-12.05. Europäischer Gemeindetag 2006 Messe Innsbruck www.rgre2006.at

16.-17.05. Zukunft Kommune Messe Stuttgart www.zukunft-
kommune.de

30.-31.05. Besteuerung der öffentlichen Hand Oberursel/Taunus www.euroforum.de
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„Im Zentrum jeder Kosten-
rechnung steht die

Entscheidungsrelevanz.“
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eternal life we will ever
see on this earth is a

government program.“
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